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Strom. Standort. Standards. 
Warum Deutschland 
differenzierter bilanzieren muss. 
Das Green House Gas (GHG) Protocol, welches auch in den European Sustainability Reporting Standards (ESRS) 
Anwendung findet, fordert, dass Emissionen aus dem Strombezug von Unternehmen nach den geeignetsten, genauesten 
und hochwertigsten verfügbaren Emissionsfaktoren bilanziert werden. In Deutschland wird dazu ein einziger 
bundesweiter Faktor verwendet. Dies wird der existierenden, regionalen Unterschiedlichkeit der Stromerzeugung 
aufgrund der bestehenden Kraftwerkssituation nicht gerecht. Einige Unternehmen werden dadurch bei ihrer CO₂-
Bilanzierung schlechter gestellt, andere profitieren von einem besseren Durchschnitt. Daraus ergibt sich die 
grundsätzliche These, dass die Stromerzeugung und der daraus resultierende Strommix innerhalb Deutschlands so 
heterogen sind, dass eine differenzierte Betrachtung auf subnationaler Ebene, der im GHG Protocol geforderten 
Genauigkeit besser gerecht würde. Die Methodik, Berechnung und Bedeutung als subnationaler Standortfaktor von 
innerdeutschen Emissionsfaktoren werden in diesem Paper zusammengefasst. 
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Vorwort 
 

HSBA steht für Dualität und anwendungsorientierte For- 
schung; wir verbinden anspruchsvolles theoretisches Studium 
mit berufspraktischen Erfahrungen. Wir verstehen uns als 
weltoffene und attraktive Plattform und sind bestrebt, unser 
Netzwerk kontinuierlich zu erweitern und dabei ein verlässli- 
cher und inspirierender Sparringpartner zu sein. Unsere Stu- 
dierenden ermutigen wir in ihren Studien- und Forschungs- 
projekten Problemstellungen aus der Praxis aufzugreifen, 

diese fundiert anhand des aktuellen Stands der Literatur sowie 
eigener Forschung zu bearbeiten, um sie dann der interessier- 
ten Öffentlichkeit vorzustellen. In den Händen halten Sie einen 
solchen Output, den wir im Format der HSBA Whitepaper ver- 
öffentlichen. Es handelt sich um „Work in Progress“, um Anre- 
gungen zu liefern und mit Ihnen in die Diskussion zu kommen. 

Wir wünschen viel Freude bei der Lektüre. 

 
 
 

 
  

 

Prof. Dr. Sarah Jastram 
Vizepräsidentin für Forschung & Internationales, 

Professorin für Wirtschaftsethik und Nachhaltigkeit sowie 
allgemeine Betriebswirtschaftslehre 

Prof. Dr. Dirk Max Johns 
Vizepräsident Lehre & Didaktik, 

Professor für Maritime Management 

 

 

In unserem Master-Studiengang Digital Transformation & Sus- 
tainability verbinden wir die Themen Digitalisierung und Nach- 
haltigkeit. Unter dem Leitbild der Sustainable Development 
Goals forschen unsere Studierenden anwendungsorientiert zu 
aktuellen Fragestellungen und Herausforderungen für eine 
digitale, nachhaltige Zukunft für Unternehmen und für unsere 
Gesellschaft. 

Das vorliegende Whitepaper resultiert aus dem Modul 
Praxisprojekt. In diesem Modul bilden die Studierenden kleine 
Forschungsteams und werden während des gesamten 
Forschungsprozess von den Lehrenden begleitet. Die 
Fragestellungen werden von den Teams selbst gewählt oder 
resultieren aus konkreten Unternehmensfragen und Ko- 
operationsprojekten. Mit dieser Form forschungsorientierten 
Projektlernens befähigen wir unsere Studierenden, immer wie- 
der anwendungsorientierte Antworten und Lösungen auf neue 
Fragen und Herausforderungen entwickeln zu können. 

 
 
 

 
 

Prof. Dr. Michael Höbig 
Professor für Logistics Management, 

Airbus Stiftungsprofessur für Logistics Management 
Studiengangsleiter MSc Digital Transformation & Sustainability 
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1. Von der CSRD zu regionalen 
Emissionsfaktoren 

Mit der Einführung der Corporate Sustainability Reporting 
Directive (CSRD), deren Berichtspflicht erstmals für das 
Geschäftsjahr 2024 gilt, steigt der regulatorische Druck auf 
europäische Unternehmen, ihre Treibhausgasemissionen 
(THG-Emissionen) zu reduzieren. Im Zentrum dieser 
Entwicklung steht der European Sustainability Reporting 
Standard (ESRS), der eine fortschreitende, verpflichtende, 
einheitliche Berichterstattung von Emissionen und 
Reduktionszielen vorsieht (Müller 2023; Pause 2023; IBM 
2023b). Ziel der Regulierungen ist es, bis 2050 Klimaneutralität 
zu erreichen (Europäischer Rat und Rat der Europäischen Union 
2024a).  

Ein Großteil der europäischen Treibhausgasemissionen entfällt 
auf die Strom- und Wärmeerzeugung (International Energy 
Agency 2023b; Ritchie u.a. 2024). In diesem Zusammenhang 
ist bei der Unternehmensberichtserstattung besonders der 
Bereich Scope 2 des ESRS relevant, welcher sich auf das GHG 
Protocol bezieht. Dieser umfasst Emissionen aus zugekauftem 
Strom, Wärme und Kälte (Europäischer Rat und Rat der 
Europäischen Union. 2024b, 76). Das zentrale Element sind 
dabei die Emissions-faktoren, die nach dem 
Umweltbundesamt (UBA) als Kenngrößen definiert sind. Sie 
geben an, wie viele klimaschädliche Emissionen bei der 
Erzeugung einer Bezugsgröße z.B. pro kWh ausgestoßen 
werden. Betrachtet werden dabei nur direkte Emissionen aus 
der Stromerzeugung (GHG Protocol Scope 2 Guidance, 47).  

Das GHG Protocol, welches in der neuen Berichterstattung 
weiterhin eine große Rolle spielt, fordert zwei Methoden zur 
Ermittlung von Scope 2 Emissionen: eine marktbasierte und 
eine standortbasierte Methode. Die marktbasierte Methode 
erlaubt Unternehmen beispielsweise den Abschluss von 
Grünstromverträgen, deren Strommengen mit sogenannten 
Herkunftsnachweisen (HKN) aus erneuerbaren Quellen 
verknüpft sind (GHG Protocol Scope 2 Guidance, 89). Die 
standortbasierte Methode zielt darauf ab, die durchschnittliche 
Emissionsintensität des Stromnetzes in geografisch klar 
abgegrenzten Regionen abzubilden, in denen der tatsächliche 
Energieverbrauch stattfindet (GHG Protocol Scope 2 Guidance, 
25). Für beide Methoden verlangt das GHG Protocol den 
Einsatz der jeweils geeignetsten, genauesten und qualitativ 
hochwertigsten verfügbaren Emissionsfaktoren (ebenda, 45). 
In der Praxis greifen Unternehmen bei der standortbasierten 
Methode jedoch häufig auf den deutschlandweiten Emissions-
faktor zurück.  

Vor dem Hintergrund der Anforderungen des GHG Protocols 
stellt sich daher die zentrale Frage, ob die pauschale 
Anwendung eines bundesweiten Faktors zur Berechnung 
standortbezogener Scope 2 Emissionen konform mit dem 
Standard ist. Denn, obwohl das GHG Protocol ausdrücklich die 
Nutzung regionaler oder lokaler Emissionsfaktoren erlaubt, 

liefert eine Recherche nach solchen subnationalen Daten in 
Deutschland bislang keine belastbaren Ergebnisse.  

Ein zentrales physikalisches Prinzip im europäischen Stromnetz 
ist, dass jeder Stromentnahme eine zeit- und mengengleiche 
Einspeisung gegenüberstehen muss (Henrichs 2022, 10f). Die 
Netzfrequenz von bspw. 50 Hertz ist einheitlich für das gesamte 
kontinentaleuropäische Netz, das über nationale Grenzen 
hinweg verbunden ist. Gerade Deutschland kommt durch seine 
geographische Lage eine besondere Bedeutung als Transitland 
im europäischen Strommarkt zu (Henrichs 2022, 50). Nationale 
Grenzen verlieren dadurch für die physikalische Strom-
versorgung zunehmend an Bedeutung (Henrichs 2022, 11). 

Die aus den vorangegangenen Ausführungen resultierende 
Forschungslücke dieser Arbeit besteht in der Untersuchung 
engmaschigerer geografischer Abgrenzungen für die 
standortbasierte Berechnung von Scope 2 Emissionen. Anstatt, 
wie bisher üblich, den deutschlandweiten Strommix als 
Berechnungsgrundlage heranzuziehen, wird in dieser Arbeit 
untersucht, ob eine Aufteilung in verschiedene Regionen mit 
unterschiedlichen Stromzusammensetzungen dem GHG 
Protocol besser entspricht. Die zugrunde liegende Hypothese 
lautet, dass die Stromerzeugung und der daraus resultierende 
Strommix innerhalb Deutschlands so heterogen sind, dass eine 
differenzierte Betrachtung der im GHG Protocol geforderten 
Genauigkeit für die Unternehmensberichterstattung auf sub-
nationaler Ebene besser gerecht würde. 

Der nächste Abschnitt beschreibt den Forschungsteil dieser 
Arbeit inklusive der Methodik und Datenerhebung sowie der 
Ergebnisse mit anschließender Einordnung. Um den 
theoretischen Erkenntnissen gesellschaftliche Relevanz zu 
verleihen, werden ihre Implikationen im wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Kontext eingeordnet. Ein Fazit schließt 
das Whitepaper ab. 
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2. Forschungsteil 
Methodik 

Ziel des empirischen Teils ist es, CO₂-Emissionsfaktoren der 
Stromproduktion für kleinere Regionen in Deutschland zu 
berechnen und diese durch Vergleich mit einem 
deutschlandweiten Wert einzuordnen. Der resultierende 
Emissionsfaktor je Region ergibt sich als gewichteter 
Durchschnitt der spezifischen Emissionsfaktoren der 
eingesetzten Energieträger, gewichtet nach deren Anteil an 
der regionalen Bruttostromproduktion: 

𝐸𝐸𝐸𝐸𝑅𝑅 = �𝐸𝐸𝐸𝐸𝑖𝑖 ∗
𝑃𝑃𝑅𝑅𝑅𝑅
𝑃𝑃𝑅𝑅

𝑛𝑛

𝑖𝑖=1

 

𝐸𝐸𝐸𝐸𝑅𝑅 : Emissionsfaktor der Region R (in g CO₂ / kWh) 

𝐸𝐸𝐸𝐸𝑖𝑖 : Spezifischer Emissionsfaktor des Energieträgers i (in g 
CO₂ / kWh) 

𝑃𝑃𝑅𝑅𝑅𝑅 :  Bruttostromproduktion aus Energieträger i in der 
Region R 

𝑃𝑃𝑅𝑅 :  Gesamte Bruttostromproduktion der Region R 

Grundlage der Berechnung sind die spezifischen 
Emissionsfaktoren 𝐸𝐸𝐸𝐸𝑖𝑖  der einzelnen Energieträger. Diese 
ergeben sich aus dem Emissionsfaktor des jeweiligen 
Brennstoffs im Verhältnis zum sogenannten Brennstoff-
ausnutzungsgrad. Letzterer wird als Näherungswert für den 
tatsächlichen Kraftwerk-Wirkungsgrad verwendet, da für diesen 
keine belastbaren, energieträgerspezifischen Durch-
schnittswerte auf regionaler bzw. subnationaler Ebene vorliegen 
(siehe Icha u. a. 2023, 9). Wenn der Ausnutzungsgrad für einen 
Energieträger bereits veröffentlicht vorliegt, wird dieser 
übernommen. Liegt kein Wert vor, wird der Ausnutzungsgrad wie 
folgt berechnet: 

𝐴𝐴𝐴𝐴𝑖𝑖 =  
𝑃𝑃𝐷𝐷𝐷𝐷
𝐵𝐵𝑖𝑖

 

 

𝐴𝐴𝐴𝐴𝑖𝑖: Ausnutzungsgrad des Energieträgers i  

𝑃𝑃𝐷𝐷𝐷𝐷: deutschlandweite Bruttostromproduktion aus 
Energieträger i (in GJ) 

𝐵𝐵𝑖𝑖 : Brennstoffeinsatz für Energieträger i (in GJ) 
 
Auf dieser Grundlage ergibt sich der spezifische Emissions-
faktor eines Energieträgers in kWh: 
 

𝐸𝐸𝐸𝐸𝑖𝑖 =
𝐸𝐸𝐸𝐸𝑏𝑏𝑏𝑏
𝐴𝐴𝐴𝐴𝑖𝑖

∗
3,6

1.000
 

𝐸𝐸𝐸𝐸𝑏𝑏𝑏𝑏 : Emissionsfaktor des eingesetzten Brennstoffs (in kg 
CO₂ / TJ) 

Existieren für einen Energieträger mehrere Unterkategorien 
(z. B. schweres und leichtes Heizöl), werden sowohl 
Emissionsfaktoren als auch Ausnutzungsgrade gewichtet 
gemittelt. Die Gewichtung erfolgt über den jeweiligen anteiligen 
Brennstoffeinsatz. 

 
Für erneuerbare Energieträger, darunter Wind, Solar, Wasser, 
Geothermie und biogene Stoffe, wird in Übereinstimmung mit 
dem GHG Protocol ein Emissionsfaktor von null angesetzt (GHG 
Protocol Scope 2 Guidance, 8 ff.). Gleiches gilt für Strom aus 
nuklearer Erzeugung, da bei der Stromproduktion selbst keine 
CO₂-Emissionen entstehen (Icha u. a. 2023, 5). Energieträger, die 
unter „Sonstige“ zusammengefasst werden, erhalten je Region 
einen gewichteten Mittelwert der konventionellen 
Emissionsfaktoren. 

Die Berechnung erfolgt auf Basis der Bruttostromproduktion. 
Wie beim UBA und der AG Energiebilanzen (AGEB) werden 
Stromgewinne aus Pumpspeichern ausgeschlossen (vgl. Icha u. 
a. 2023; AG Energiebilanzen 2023, 1). Anders als beim UBA wird 
jedoch nicht der Stromverbrauch herangezogen, sondern die 
gesamte Bruttostromerzeugung. Stromimporte und -exporte 
bleiben unberücksichtigt, da sich deren physikalischer Ursprung 
nur schwierig eindeutig erfassen lässt. Dadurch wird auch das 
Problem nicht nachvollziehbarer Graustromanteile entschärft. 
Der deutschlandweite Emissionsfaktor wird zur Vergleichbarkeit 
ebenfalls nach dieser Methodik berechnet und nicht aus 
bestehenden Durchschnittswerten übernommen. 

Datenerhebung 
Für die Berechnung werden Daten zur Bruttostromerzeugung, 
zu Ausnutzungsgraden fossiler Energieträger sowie zu deren 
Emissionsfaktoren benötigt. 

Bruttostromerzeugung 
Erfasst werden Daten für Deutschland, die vier 
Übertragungsnetzgebiete, alle Bundesländer sowie aus-
gewählte Landkreise, für welche Daten vorlagen. Die gesamt-
deutsche Bruttostromerzeugung stammt von der AGEB, Daten 
zu Übertragungsnetzbetreibern von öffentlichen Daten der 
Bundesnetzagentur. Für Bundesländer dienen vorrangig die 
Angaben des Länderarbeitskreises Energiebilanzen als Quelle, 
ergänzt durch Daten, die von den Statistischen Landesämtern 
bereitgestellt werden. Landkreisdaten stammen vom E.ON-
Energiemonitor. Vollständige Daten lagen zum Zeitpunkt der 
Datenerhebung für alle Bundesländer nur für 2020 vor. Deshalb 
wurden auch die übrigen Werte für dieses Jahr erhoben.  
Die aufsummierte Bruttostromproduktion der Bundesländer 
beträgt 576 TWh, die der Übertragungsnetzbetreiber 484 TWh; 
laut AGEB liegt der gesamtdeutsche Wert bei 568 TWh. Die 
Unterschiede dieser Daten liegen nach Recherche der Autoren 
sehr wahrscheinlich an der fehlenden Berücksichtigung der 
industriellen Eigenproduktion bei der Berechnung der jeweiligen 
Gesamterzeugung der Übertragungsnetzbetreiber. 

Ausnutzungsgrade 
UBA-Daten (Icha u. a. 2023) liefern Ausnutzungsgrade für 
Steinkohle, Braunkohle und Erdgas. Für Mineralöle, Abfälle und 
Kokerei-/Grubengas erfolgen eigene Berechnungen auf Basis 
von Bruttostromerzeugung und Brennstoffeinsatz anhand einer 
Quelle vom Statistischen Bundesamt. Differenzierungen 
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zwischen Müllarten oder Heizölsorten erfolgen mittels 
gewichteter Mittelwerte. Für Hausmüll wird mangels 
Datengrundlage der Brennstofffaktor von Industriemüll 
übernommen. Kokerei- und Grubengas werden aufgrund 
aggregierter Daten gemeinsam bewertet; der Aus-
nutzungsgrad wird für 2021 berechnet und auf 2020 
übertragen, da 2020 nicht vorliegt.  

Emissionsfaktoren 
Die Emissionsfaktoren stammen aus der UBA-Bericht-
erstattung gemäß Klimarahmenkonvention (Günther, Gniffke 
und Tarakji 2023, 843–867; Juhrich 2022, 5). Für Steinkohle 
wird nur der entsprechende Emissionsfaktor für Steinkohle 
berücksichtigt, nicht von Steinkohlebriketts und 
Steinkohlekoks, da letztere in der UBA-Quelle nicht unter 
Kraftwerksenergieträgern geführt werden (vgl. ebenda). Bei 
Braunkohle erfolgt eine Mittelwertbildung aus sechs regionalen 
Quelltypen mangels belastbarer Daten zur Verteilung. Auch für 
Abfall, Heizöle sowie Kokerei- und Grubengas werden 
Mittelwerte gebildet. Mecklenburg-Vorpommern unter-
scheidet nicht zwischen Stein- und Braunkohle, weshalb hier 
ebenfalls gemittelt wird. 

Ergebnisse 
Auf Basis der beschriebenen Methodik werden regionale bzw. 
subnationale Emissionsfaktoren berechnet. Abbildung 1 zeigt 
die Anteile der Energieträger an der Bruttostromerzeugung in 
den Bundesländern. Es ist erkennbar, dass sich der Energiemix 
zwischen den einzelnen Bundesländern stark unterscheidet. 
 

 
Abbildung 1  Aufteilung des Energieträgermixes der Bundesländer im 
Jahre 2020 (Eigene Darstellung) 

Für den deutschen Strommix ergibt sich insgesamt ein 
gemittelter Emissionsfaktor von 323 g/kWh (2020) (siehe 
Abbildung 2), der im Fortfolgenden als Vergleichswert dient. 
Dieser Wert liegt unter den Durchschnittswerten vom UBA 
(369 g/kWh) und vom Bundesverband der Energie- und Wasser 
Wirtschaft (BDEW) (350 g/kWh). 
 

 
Abbildung 2 Emissionsfaktoren der Bundesländer im Vergleich zum 
Bundesdurchschnitt im Jahr 2020 (Eigene Darstellung) 

Die regionalen Unterschiede sind teils erheblich: Schleswig-
Holstein weist 2020 mit 59 g/kWh den niedrigsten Wert auf 
(−82 % gegenüber dem Bundeswert), Sachsen mit 762 g/kWh 
den höchsten (+136 %). Neun Bundesländer liegen unterhalb, 
sieben oberhalb des nationalen Wertes (siehe Abbildungen 3). 
Der gewichtete Mittelwert der Länder (325 g/kWh) stimmt 
nahezu mit dem gesamtdeutschen Wert überein. 
 

 
Abbildung 3 Abweichung der Emissionsfaktoren der Bundesländer zum 
Bundesdurchschnitt im Jahr 2020 (Eigene Darstellung) 

Auch auf Ebene der Übertragungsnetzbetreiber zeigt sich ein 
stark variierendes Bild: Während 50Hertz bei 472 g/kWh liegt, 
erreicht TenneT nur 81 g/kWh (Abbildung 4). Für Landkreise 
erfolgt keine Auswertung, da lediglich Daten über erneuerbare 
Energie vorliegen, die aufgrund des angenommenen Emissions-
faktors null keine Differenzierung zulässt. 
 

 
Abbildung 4 Emissionsfaktoren der Übertragungsnetzbetreiber im 
Vergleich zum Bundesdurchschnitt im Jahr 2020 (Eigene Darstellung) 

Einordnung der Ergebnisse im Bezug zur Hypothese 
Es zeigt sich deutlich, dass die Emissionen aus der Brutto-
stromerzeugung in Deutschland stark variieren. Zwischen den 
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Bundesländern bestehen Differenzen von bis zu 1.200 % – 
Schleswig-Holstein und Sachsen markieren die Extremwerte. 
Während Schleswig-Holstein 2020 rund 63 % seiner Strom-
produktion aus erneuerbaren Quellen bezog, lag dieser Anteil in 
Sachsen lediglich bei 18 %. Stattdessen stammten dort 67 % des 
Stroms aus Braunkohle (vgl. Abbildung 1). 

Auch die Emissionsfaktoren der Übertragungsnetzbetreiber 
weichen, wenn auch in geringerem Ausmaß, deutlich vom 
deutschlandweiten Durchschnitt ab. Netze mit Standorten in 
Regionen mit hohem fossilem Anteil, wie 50Hertz im Osten und 
Amprion in Nordrhein-Westfalen (vgl. Abbildung 4), weisen 
überdurchschnittlich hohe Emissionen auf. Im Gegensatz dazu 
liegen die Emissionsfaktoren in den nördlichen und südlichen 
Netzgebieten, in denen der Anteil erneuerbarer Energien höher 
ist, deutlich unter dem Bundeswert. 

Daraus lässt sich ableiten: Die pauschale Anwendung des 
deutschlandweiten Emissionsfaktors für unternehmens-
spezifische standortbasierte Scope 2 Berechnung ist mit 
erheblichen Ungenauigkeiten behaftet. Die regional 
differenzierte Berechnung auf Basis der Bruttostrom-
produktion ist grundsätzlich möglich, sowohl auf Ebene der 
Bundesländer als auch der Übertragungsnetzbetreiber und 
bietet nur unter Betrachtung der Regionsgröße eine höhere 
Genauigkeit. Für kleinere Regionen wie Landkreise fehlt es 
hingegen an belastbaren Daten.  

In Summe kann die Hypothese. dass die Stromerzeugung und 
der daraus resultierende Strommix innerhalb Deutschlands so 
heterogen sind, dass eine differenzierte Betrachtung auf 
subnationaler Ebene der im GHG Protocol geforderten 
Genauigkeit besser gerecht würde, somit nicht falsifiziert 
werden. 

Methodische Limitationen & Einordnung der Ergebnisse 
in den regulatorischen Kontext 
Trotz der deutlichen Unterschiede im Emissionsprofil zwischen 
Regionen ist es notwendig, die Aussagekraft der Ergebnisse mit 
Blick auf ihre methodischen Limitationen realistisch 
einzuordnen. So basieren viele Berechnungen auf Näherungen 
und Mittelwerten, die aufgrund der verfügbaren Daten 
erforderlich waren. Beispielsweise lagen für bestimmte fossile 
Energieträger wie Abfälle, Grubengase oder Heizöle keine 
differenzierten Wirkungsgradangaben vor. Entsprechend 
wurden gewichtete Durchschnittswerte gebildet - eine 
sinnvolle, aber vereinfachende Annäherung. Auch bei der 
Unterscheidung von Braunkohle- und Steinkohle in Bundes-
ländern wie Mecklenburg-Vorpommern war eine 
Differenzierung nicht möglich. Die Kategorie „Sonstige 
Energieträger“ erwies sich über verschiedene Quellen hinweg 
als uneinheitlich, was die Vergleichbarkeit zusätzlich erschwert. 

Hinzu kommen Unterschiede in der Datenerhebung: Während 
sich die Bruttostromerzeugung auf nationaler Ebene relativ 
robust darstellen lässt, ergeben sich bei der Aggregation auf 

subnationale Ebenen Differenzen, insbesondere zwischen der 
Summe der Netzbetreibererzeugung und dem gesamt-
deutschen Produktionswert. Ein möglicher Grund dafür ist die 
nicht einheitliche Berücksichtigung industrieller Eigenstrom-
erzeugung, die in manchen Quellen explizit fehlt. Auch die 
Berechnung auf Basis von Bruttostromerzeugung (statt 
Nettostrom oder Verbrauch) kann zu leichten Abweichungen 
gegenüber amtlichen Vergleichswerten (z. B. UBA oder BDEW) 
führen. 

Für kleinere Regionen wie Landkreise ist die Datenlage noch 
deutlich lückenhafter. Der E.ON Energiemonitor liefert zwar 
theoretisch Produktionsdaten für einige Landkreise, jedoch 
beruhen diese nicht auf gemessenen Werten, sondern auf KI-
gestützten Schätzungen. Zudem erfassen diese ausschließlich 
erneuerbare Erzeugung, was die Aussagekraft deutlich 
einschränkt. Regionen mit fossiler Erzeugung sind oft nicht 
erfasst, und Regionen ohne nennenswerte Erzeugung (z. B. nur 
wenige private PV-Anlagen) werfen die grundsätzliche Frage 
auf, ob dort überhaupt ein sinnvoller standortbezogener 
Emissionsfaktor berechnet werden kann. Insgesamt ist diese 
feinräumige Betrachtung unter heutigen Rahmenbedingungen 
weder flächendeckend durchführbar noch überprüfbar. 

Daher bliebe als nächstfeinere Differenzierung die Berechnung 
mittels der Werte aus den Bundesländern als Option. Allerdings 
erscheinen auch diese für die Berechnung standortbasierter 
Emissionen ungeeignet. Zwar liegen dort, anders als auf 
Landkreisebene, belastbare Erzeugungsdaten vor, doch 
überschneiden sich politische Grenzen und physikalische 
Stromflüsse dynamisch. Da Strom immer dem Weg des 
geringsten Widerstands folgt und dieser in Echtzeit überregional 
verteilt wird, spiegelt der Strommix innerhalb eines Bundes-
landes nur bedingt die tatsächliche Versorgungsrealität am 
Verbrauchspunkt wider. Die physikalische Netzstruktur verläuft 
unabhängig von administrativen Einheiten - entsprechend 
geraten emissionsbasierte Standortbewertungen auf 
Länderebene leicht ins methodische Ungleichgewicht. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach einer 
geeigneten geographischen Skalierung. Weder eine pauschale 
nationale Betrachtung noch eine kleinteilige, datenarme 
Unterteilung erscheint zielführend. Eine sinnvolle Alternative 
liegt in der Betrachtung der vier deutschen Übertragungs-
netzbetreibergebiete. Diese Regionen sind physikalisch durch 
das Stromnetz definiert, entsprechen funktionalen 
Versorgungsräumen und sind datenseitig gut erschlossen z.B. 
durch das SMARD-Portal der Bundesnetzagentur, welches 
tagesaktuelle Erzeugungsdaten liefert. Die Netzbetreiberebene 
ist damit sowohl aus Sicht der Datenverfügbarkeit als auch der 
Systemlogik eine praktikable Lösung. 

Zudem bilden die Übertragungsnetzgebiete eine gute 
Zwischenebene: groß genug, um Schwankungen durch 
Stromtransite zu glätten, aber klein genug, um Unterschiede im 
regionalen Energiemix sichtbar zu machen. Während 
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Bundesländer wie Schleswig-Holstein und Sachsen extreme 
Gegensätze aufweisen, zeigen sich auch bei den Netzbetreibern 
erhebliche Differenzen - von 81 g CO₂/kWh bei TenneT bis 
472 g CO₂/kWh bei 50Hertz. Diese Unterschiede spiegeln reale 
Differenzen in der Versorgungsstruktur wider – und sind mit 
den Forderungen des GHG Protocols nach Genauigkeit und 
Realitätsnähe grundsätzlich vereinbar. 

Dennoch sind auch Übertragungsnetzgebiete keine perfekten 
Einheiten. Ihre Zuschnitte sind historisch gewachsen, 
netztechnisch begründet und nicht standardisiert. So zieht sich 
das Gebiet von TenneT etwa wie eine Nord-Süd-Achse durch 
Deutschland, während 50Hertz sich ausschließlich auf den 
Osten konzentriert. Diese ungleichmäßige Verteilung führt 
dazu, dass auch innerhalb eines Netzgebiets große strukturelle 
Unterschiede im Strommix auftreten können. Die Daten-
verfügbarkeit und die netzphysikalische Relevanz machen sie 
dennoch zur aktuell robustesten Skalierungsebene für 
standortbezogene Emissionsfaktoren – deutlich präziser als 
der nationale Durchschnitt, ohne die Unschärfen politisch-
administrativer Grenzen. 

Umso gravierender ist, dass der derzeitige regulatorische 
Rahmen diesen Aspekt nicht berücksichtigt. Die CSRD und die 
zugrundeliegenden ESRS schreiben eine zunehmende Verbind-
lichkeit bei der Offenlegung von Emissionen vor. Dabei wird 
zwar auf das GHG Protocol als methodischer Standard 
verwiesen, jedoch bleibt unklar, in welcher geographischen 
Auflösung standortbezogene Emissionen zu berechnen sind. In 
der Praxis hat sich der nationale Emissionsfaktor als Standard 
durchgesetzt. Und dies nicht, weil er besonders genau ist, 
sondern weil Alternativen fehlen oder nicht ausreichend 
anerkannt sind. Damit entsteht ein Widerspruch: Der Standard 
verlangt Präzision, bietet aber keine operationalisierbare 
Anleitung zur Subnationalität. Unternehmen bleiben damit auf 
eine Methodik angewiesen, die in vielen Fällen systematisch 
verzerrt ist. 

Die Einbeziehung von Emissionsfaktoren auf Netzbetreiber-
Ebene könnte diese Lücke schließen. Sie würde der Forderung 
nach realitätsnahen, geografisch angemessenen Faktoren 
besser gerecht, ohne die Belastbarkeit der Daten zu gefährden. 
Für politische Entscheidungsträger eröffnet sich hier die 
Chance, Scope 2 Reporting durch eine einfache, aber 
wirkungsvolle Neudefinition der Referenzregionen zu 
präzisieren. Und für Unternehmen ergibt sich daraus 
mittelfristig eine strategisch relevante Dimension: der 
Standortfaktor „Energiequalität“. 

Denn während sich Emissionen lange Zeit nur indirekt auf 
Investitionen ausgewirkt haben, ändert sich das mit 
wachsendem regulatorischem Druck und der Bepreisung von 
CO₂-Äquivalenten zunehmend. Bereits heute spielt die THG-
Intensität von Strom am Standort eine Rolle - etwa beim 
Einkauf von CO₂-Zertifikaten, in internen Nachhaltigkeitszielen 
oder bei der Ansprache von Investoren. Unternehmen, die sich 

an Standorten mit hoher Verfügbarkeit erneuerbarer Energien 
niederlassen, können ihre Scope 2 Emissionen nicht nur besser 
steuern, sondern auch regulatorische Risiken reduzieren. 
Beispiele wie die von AWS in Nordspanien oder von Google in 
Finnland (2024, Townsend und 2025, Amazon) zeigen: Die 
Energiequalität ist längst Teil der strategischen Standort-
abwägung, insbesondere für energieintensive Branchen wie 
Halbleiter, Chemie oder Rechenzentren. 

Damit wird deutlich, dass der Emissionsfaktor des Strommixes 
nicht nur ein methodisches Problem der Berichterstattung ist, 
sondern zunehmend auch ein wirtschaftlicher Faktor wird. 
Insbesondere für energieintensive Branchen rückt die 
„Energiequalität“ als Standortkriterium neben Kosten, 
Infrastruktur und Fachkräfteverfügbarkeit. Vor diesem 
Hintergrund stellt sich die Frage, welche Implikationen diese 
Entwicklung für Unternehmen konkret hat und wie sich 
erneuerbare Energien im Zusammenspiel mit anderen 
Standortfaktoren einordnen lassen. 

  

3. Implikationen der Ergebnisse  
Die quantitativen Ergebnisse dieser Arbeit verdeutlichen, dass 
sich die CO₂-Intensität der Stromerzeugung zwischen Regionen 
erheblich unterscheidet. Für die Unternehmens-praxis werden 
diese Unterschiede bislang nicht berücksichtigt, da 
ausschließlich nationale Durchschnittswerte zur Berechnung 
von Scope-2-Emissionen herangezogen werden. Aus den 
Ergebnissen dieser Arbeit ergibt sich jedoch eine zentrale 
Implikation: Würden subnationale Emissionsfaktoren künftig 
regulatorisch eingeführt, entstünde daraus ein neuer, 
messbarer Standortfaktor: die „Energiequalität“ eines 
Standorts. Unternehmen müssen ihre Standortwahl nicht mehr 
nur nach Kosten und Infrastruktur ausrichten, sondern auch 
nach der Emissionsintensität der regional verfügbaren 
Energieversorgung. 

Die möglichen Implikationen lassen sich auf mehreren Ebenen 
betrachten. Auf regulatorischer Ebene würde eine 
verpflichtende Berücksichtigung regionaler Emissionsfaktoren 
die Präzision des Reportings erhöhen, gleichzeitig aber auch 
direkte Konsequenzen für die Standortattraktivität haben. 
Regionen mit hohem fossilen Anteil im Strommix könnten unter 
Druck geraten, während Standorte mit erneuerbarem 
Überschuss profitieren würden. Auf ökonomischer Ebene würde 
die zunehmende Bepreisung von CO₂ die Unterschiede zwischen 
Regionen zusätzlich verstärken. Auf strategischer Ebene 
schließlich würde sich die Standortwahl energieintensiver 
Branchen deutlich stärker an ökologischen Kriterien orientieren. 

Unabhängig davon sind erneuerbare Energien bereits heute ein 
relevanter Standortfaktor. Neben klassischen harten Faktoren 
wie Verkehrsanbindung, Energiekosten und Fachkräfte-
verfügbarkeit sowie weichen Faktoren wie politischer Stabilität 
und Bürokratie werden zunehmend auch ökologische Kriterien 
in die Abwägung einbezogen. Wie Prof. Dr. Alkis Otto, Professor 
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für Volkswirtschaftslehre an der HSBA, hervorhebt, treten 
ökologische Parameter damit gleichberechtigt neben die 
traditionellen ökonomischen Dimensionen. Besonders gilt dies 
für Unternehmen mit direktem Strombezug. So erläutert Lenn 
Jelte Mügge, Strategy Manager Energy bei Northvolt Germany, 
dass die hohe Verfügbarkeit von Windstrom ein zentrales 
Kriterium für die Wahl des Standorts Heide war. Auch die 
Standortentscheidung von AWS oder Google zugunsten 
Spaniens bzw. Finnlands verdeutlichen, dass erneuerbare 
Energien längst Teil der Standortlogik sind. 

Im Hinblick auf die regulatorischen Rahmenbedingungen zeigt 
sich jedoch, dass eine differenzierte Betrachtung erforderlich 
ist. Einerseits bieten Vorgaben wie das Energieeffizienzgesetz 
für Rechenzentren klare Anreize für den Umstieg auf 
erneuerbare Energien. So sind Betreiber ab 2027 verpflichtet, 
ihren Strombedarf zu 100 % bilanziell durch erneuerbare 
Energien zu decken, wobei der Nachweis mittels Zertifikaten 
erfolgt (BMWK 2024). Andererseits besteht die Gefahr, dass 
übermäßige oder unklare Regulierungen innovationshemmend 
wirken. Auch die Diskussion um regionale Netzentgelte oder 
strengere Vorgaben zur Nutzung erneuerbarer Energien 
verdeutlicht, dass regulatorische Eingriffe sorgfältig austariert 
werden müssen. Wie Prof. Otto bestätigt, können ein Übermaß 
an Regulatorik oder fehlerhaft gesetzte Subventionen 
kontraproduktiv wirken und Investitionen hemmen. 

Daraus ergibt sich eine doppelte Herausforderung: Zum einen 
müssen regulatorische Maßnahmen und ökonomische Anreize 
so ausgestaltet sein, dass sie den weiteren Ausbau und die 
Nutzung erneuerbarer Energien effektiv fördern. Zum anderen 
bedarf es einer gesamtgesellschaftlichen Unterstützung 
dieses Wandels. Der Ausbau der Netzkapazitäten wird von dem 
ehemaligen Umweltsenator von Hamburg Jens Kerstan ebenso 
als grundlegende Voraussetzung benannt, wie die 
Notwendigkeit eines Bewusstseinswandels, um nachhaltige 
Standortentscheidungen auch gesellschaftlich zu verankern. 

Damit lässt sich festhalten: Die theoretische Implikation dieser 
Arbeit besteht darin, dass mit Einführung regionaler 
Emissionsfaktoren die Energiequalität zu einem expliziten, 
messbaren Standortfaktor würde. Zugleich zeigen aktuelle 
Standortentscheidungen und regulatorische Entwicklungen, 
dass erneuerbare Energien schon heute maßgebliche 
Standortkriterien darstellen. Absehbar ist, dass deren 
Bedeutung durch gezielte politische Steuerung noch weiter 
wachsen wird und sich Unternehmen zunehmend an solchen 
veränderten Kriterien orientieren müssen.  

 

4. Fazit 
In diesem Beitrag wurde die Problematik einer gemittelten 
Berechnung von CO₂-Emissionsfaktoren für die 
Stromerzeugung in Deutschland dargestellt. Weiterhin wurde 
die Bedeutung im Kontext des GHG Protocols im Rahmen der 
Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) diskutiert. 
Ziel war es, die Sinnhaftigkeit, Potenziale und 
Herausforderungen einer differenzierten subnationalen 
Betrachtung der Emissionsfaktoren gegenüber einer 
pauschalen nationalen Methode zu evaluieren. Die Ergebnisse 
der Analyse zeigen erhebliche Unterschiede im Emissionsprofil 
zwischen Bundesländern und Übertragungsnetzen. Besonders 
deutlich wird dies an den extremen Abweichungen zwischen 
Schleswig-Holstein, mit einem hohen Anteil erneuerbarer 
Energien, und Sachsen, das stark von fossilen Brennstoffen 
abhängig ist. 

Die Berechnungen bestätigen, dass die pauschale Anwendung 
des deutschlandweiten Emissionsfaktors für unternehmens-
spezifische Standortberechnungen mit erheblichen 
Ungenauigkeiten behaftet ist. Kleinräumigere Betrachtungen 
wie Landkreise weisen jedoch aufgrund unzureichender 
Datenlagen erhebliche methodische Limitationen auf und 
erweisen sich daher als wenig praktikabel. Die Autoren schlagen 
daher die Nutzung der Emissionsfaktoren auf Ebene der vier 
deutschen Übertragungsnetzbetreiber vor. Diese 
Vorgehensweise stellt eine genauere und robuste Alternative 
dar, die sowohl realitätsnäher als auch methodisch belastbar ist. 
Gleichzeitig zeigt diese Betrachtung einen Bedarf zur weiteren 
Schärfung der Regulatorik rund um die CSRD und das GHG 
Protocol und stellt dessen Umsetzung in Frage. Die Richtlinien 
sollten noch klarer eine subnationale Berechnung der 
Emissionsfaktoren vorschreiben und den Unternehmen 
gleichzeitig geeignete Handlungsoptionen aufzeigen. 

Die Auswertung zeigt zusammen mit den in Planung 
befindlichen Steigerungen der CO₂-Preise durch das 
Emissionshandelssystem, dass erneuerbare Energien 
zunehmend zu einem zentralen Standortfaktor werden, 
insbesondere für energieintensive Industrien. Diese 
Entwicklung wird durch regulatorische Rahmenbedingungen 
wie das Energieeffizienzgesetz verstärkt, erfordert jedoch eine 
ausgewogene Handhabung, um Innovationen nicht zu 
behindern. 

Auf Basis dieser Erkenntnis ergibt sich, dass die Energiequalität 
in Zukunft ein entscheidender Standortfaktor werden könnte. 
Während bisher vor allem Kosten- und Infrastrukturaspekte die 
Standortwahl prägen, zeigt sich, dass ökologische Kriterien 
zunehmend gleichberechtigt neben klassischen ökonomischen 
Dimensionen stehen. Besonders die Einführung regional 
differenzierter Emissionsfaktoren im Rahmen regulatorischer 
Vorgaben hätte das Potenzial, Standortentscheidungen 
grundlegend zu verändern. Für Unternehmen bedeutet dies, 
dass Nachhaltigkeit nicht länger nur als Kommunikations-
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instrument, sondern als strategisches Entscheidungskriterium 
im Wettbewerb um Ressourcen und Märkte zu begreifen wäre. 
Gleichzeitig wird deutlich, dass politische Rahmenbedingungen 
maßgeblich über die Wirksamkeit ökologischer Standort-
faktoren entscheiden. Ein ausgewogenes Zusammenspiel von 
Regulierung, ökonomischen Anreizen und gesellschaftlicher 
Akzeptanz ist daher zentral, um Investitionen in erneuerbare 
Energien zu fördern und Wettbewerbsnachteile für bestimmte 
Regionen zu vermeiden. Insgesamt unterstreicht die Analyse 
die wachsende Bedeutung ökologischer Parameter für die 
Standortwahl der Zukunft. 

Zusammenfassend empfiehlt diese Arbeit, Emissionsfaktoren 
künftig auf der Ebene der Übertragungsnetzbetreiber zu 
berechnen, um Genauigkeit und praktische Umsetzbarkeit zu 
gewährleisten. Diese Anpassung würde es Unternehmen 
ermöglichen, ihre Standortwahl passend zu ihrer 
Nachhaltigkeitsstrategie zielgerichtet auszurichten und 
gleichzeitig regulatorische Risiken besser zu steuern. Ein klarer 
regulatorischer Rahmen wäre dabei essenziell, um die 
Standortqualität langfristig nachhaltig zu verbessern. 
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